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Gemeinsamen Marktes sicherstellt, läßt 
sich Artikel 100 nämlich nichts für eine 
Beschränkung des Anwendungsbereichs 
von Artikel 43 entnehmen. 

Die Richtlinie 86/113 zum Verbot des 
Gebrauchs von bestimmten Stoffen mit 
hormonaler Wirkung im Tierbereich, die 
neben einer Harmonisierung der inner­
staatlichen Rechtsvorschriften zum 
Schutz der Verbraucher und der mensch­
lichen Gesundheit die Bedingungen für 
die Produktion und Vermarktung des 
Fleisches im Hinblick auf eine Verbesse­
rung seiner Qualität regelt, konnte vom 
Rat allein auf der Grundlage von Artikel 
43 EWG-Vertrag erlassen werden. 

2. Die Bestimmung der geeigneten Rechts­
grundlage eines Rechtsakts hängt nicht 
von der Beurteilung des rechtsetzenden 
Gemeinschaftsorgans ab, sondern muß 
sich auf objektive, gerichtlich nachprüf­
bare Umstände gründen. Eine Praxis des 
Rates, die darin besteht, Rechtsetzungs­

akte auf einem bestimmten Gebiet auf 
eine doppelte Rechtsgrundlage zu stüt­
zen, vermag die Regeln des Vertrages 
nicht abzuändern. Eine solche Praxis 
kann folglich kein Präjudiz schaffen, das 
die Organe der Gemeinschaft hinsichtlich 
der Bestimmung der zutreffenden 
Rechtsgrundlage bindet. 

3. Die Begründung der Handlungen der 
Organe, die in Artikel 190 EWG-Vertrag 
vorgeschrieben ist und die dem Gerichts­
hof die Ausübung seiner Rechtskontrolle 
und den Mitgliedstaaten sowie deren be­
troffenen Staatsangehörigen die Unter­
richtung darüber ermöglichen soll, in 
welcher Weise die Gemeinschaftsorgane 
den Vertrag angewandt haben, ist ein 
wesentlicher Bestandteil derselben. Folg­
lich sind weder der Generalsekretär des 
Rates noch die Bediensteten seines Gene­
ralsekretariats befugt, die Begründung 
von Rechtsakten zu ändern, die der Rat 
beschlossen hat. 

S I T Z U N G S B E R I C H T 

in der Rechtssache 131/86 * 

I — Sachverhalt 

1. Mit Beschluß vom 19. Juni 1978, gestützt 
auf die Artikel 43 und 100 EWG-Vertrag, 
genehmigte der Rat im Namen der Europäi­
schen Wirtschaftsgemeinschaft das Europäi­
sche Übereinkommen zum Schutz von Tie­
ren in landwirtschaftlichen Tierhaltungen, 
das im Rahmen des Europarats ausgearbei­
tet worden war (ABl. L 323, S. 12). Die 
vierte Begründungserwägung dieses Be­
schlusses lautet wie folgt: 

„Der Tierschutz gehört als solcher nicht zu 
den Zielen der Gemeinschaft. Zwischen den 
derzeit geltenden einzelstaatlichen Rechts­
vorschriften zum Schutz von Tieren in land­
wirtschaftlichen Tierhaltungen bestehen je­
doch Unterschiede, die ungleiche Wettbe­
werbsbedingungen zur Folge haben und sich 
dadurch unmittelbar auf das Funktionieren 
des Gemeinsamen Marktes auswirken kön­
nen." 

2. Am 22. Juli 1980 faßte der Rat eine Ent­
schließung über den Schutz von Legehennen 

* Verfahrenssprache: Englisch. 
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in Käfigbatteriehaltung, mit der er die 
Kommission ersuchte, ihm geeignete Vor­
schläge zur Verwirklichung dieses Ziels un­
ter Berücksichtigung der wirtschaftlichen 
Auswirkungen zu unterbreiten (ABl. C 196, 
S. 1). 

3. Am 5. August 1981 legte die Kommis­
sion dem Rat einen Vorschlag für eine auf 
Artikel 43 gestützte Richtlinie des Rates zur 
Festsetzung von Mindestanforderungen zum 
Schutz der Legehennen in Käfigbatteriehal­
tung vor (ABl. C 208, S. 5). 

Nach Verabschiedung einer Stellungnahme 
des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu 
dem Richtlinienvorschlag und einer Ent­
schließung des Europäischen Parlaments mit 
der Stellungnahme zu diesem Vorschlag be­
schloß der Rat 1983, die Kommission zu er­
suchen, ihm einen neuen Bericht über die 
Lebensbedingungen von Legehennen zu un­
terbreiten. 

Auf der Sitzung des Ausschusses der Ständi­
gen Vertreter vom 5. Dezember 1985, auf 
der der Kommissionsvorschlag geprüft 
wurde, äußerten vier Delegationen die Auf­
fassung, daß die Richtlinie sowohl auf Arti­
kel 43 als auch auf Artikel 100 EWG-Ver­
trag gestützt werden müsse. 

Am 18. Dezember 1985 einigte sich der 
Ausschuß der Ständigen Vertreter auf einen 
Text einer Richtlinie zur Festsetzung von 
Mindestanforderungen zum Schutz von Le­
gehennen in Käfigbatteriehaltung. Bei dieser 
Gelegenheit hielt die dänische Delegation 
einen allgemeinen Vorbehalt gegenüber dem 
gesamten Text und einen Spezialvorbehalt 
gegenüber der fehlenden Bezugnahme auf 
Artikel 100 in den Begründungserwägungen 
der Richtlinie aufrecht. Im letztgenannten 
Punkt wurde sie von der Delegation des 
Vereinigten Königreichs unterstützt. 

Am 25. März 1986 nahm der Rat den Ent­
wurf der auf Artikel 43 gestützten Richtlinie 
mit qualifizierter Mehrheit an; Dänemark 
und das Vereinigte Königreich hatten gegen 
die Annahme gestimmt. 

Artikel 3 dieser Richtlinie setzt Mindestan­
forderungen fest, denen alle neugebauten 
oder erstmals in Benutzung genommenen 
Käfige für Legehennen genügen müssen. 
Ferner erlaubt Artikel 10 der Richtlinie ein­
zelstaatliche Beihilfen zur funktionellen Er­
weiterung der Gebäude zur Unterbringung 
der für die gleiche Zahl Tiere notwendigen 
Batterien. 

Am 15. April 1986 wurde die endgültige 
Fassung der Richtlinie, die der im Amtsblatt 
veröffentlichten Fassung entspricht, dem 
Vereinigten Königreich bekanntgegeben. 
Die Begründungserwägungen dieses Textes, 
der vom Generalsekretariat des Rates ausge­
arbeitet wurde, weichen in mehreren Punk­
ten von der Fassung ab, die dem Rat am 25. 
März 1986 zur Abstimmung vorgelegen 
hatte. 

Zum einen enthält die umgearbeitete Fas­
sung in den Bezugsvermerken eine zusätzli­
che Bezugnahme auf Artikel 42 EWG-Ver­
trag. Zum anderen wurden die ersten drei 
Begründungserwägungen wie folgt geän­
dert: 

Fassung, die dem Rat am 25. März 1986 
zur Abstimmung vorlag: 

„Die meisten Mitgliedstaaten haben das 
Europäische Übereinkommen zum Schutz 
von Tieren in landwirtschaftlichen Tierhal­
tungen ratifiziert. Auch die Gemeinschaft 
hat dieses Übereinkommen, und zwar mit 
dem Beschluß 78/923/EWG, genehmigt. 
Das Halten von Legehennen in Käfigbatte­
rien ist die am weitesten verbreitete Form 
der Eiererzeugung in der Gemeinschaft und 
trägt sehr weitgehend zu der hohen Pro­
duktivität dieses Sektors bei. Diese Hal­
tungsform kann in gewissen Fällen zu unnö­
tigem und übermäßigem Leiden der Tiere 
führen. 

Die Unterschiedlichkeit der derzeitigen 
einzelstaatlichen Rechtsvorschriften zum 
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Schutz von Tieren in Massentierhaltung 
kann jedoch die Wettbewerbsbedingungen 
verfälschen und damit das reibungslose 
Funktionieren der gemeinsamen Marktorga­
nisation für Eier und Geflügel beeinträchti­
gen. 

Es ist deshalb notwendig, prioritare Parame­
ter festzulegen und gemeinsame Mindestan­
forderungen für alle intensiven Haltungssy­
steme aufzustellen, um ein befriedigendes 
Funktionieren des Marktes, insbesondere 
hinsichtlich der Ziele des Artikels 39 des 
Vertrages unter gleichzeitiger Berücksichti­
gung der Erfordernisse des Tierschutzes, zu 
ermöglichen. Dementsprechend müssen als 
erster Schritt Gemeinschaftsmaßnahmen für 
Legehennen in Käfigbatteriehaltung festge­
legt werden." 

Fassung, die dem Vereinigten Königreich 
bekanntgegeben und im Amtsblatt veröf­
fentlicht wurde: 

„Die gemeinsame Marktorganisation gilt 
auch für Eier. Die Rechtsvorschriften über 
die Produktionsbedingungen für Eier, insbe­
sondere die Bedingungen der Legehennen­
haltung, sind für das reibungslose Funktio­
nieren der gemeinsamen Marktorganisation 
besonders wichtig. Die Unterschiedlichkeit 
der diesbezüglichen Rechtsvorschriften der 
Mitgliedstaaten kann zu Wettbewerbsver-
zerrungen führen, die das reibungslose 
Funktionieren der gemeinsamen Marktorga­
nisation beeinträchtigen. 

Die Käfigbatteriehaltung von Legehennen 
stellt die in der Gemeinschaft am weitesten 
verbreitete Form der Eiererzeugung dar und 
trägt sehr weitgehend zu der hohen Pro­
duktivität des Sektors bei. Da diese Hal­
tungsform in gewissen Fällen zu unnötigem 
und übermäßigem Leiden der Tiere führen 
kann, sahen sich die Mitgliedstaaten veran­
laßt, bestimmte Aspekte, insbesondere die 
Größe der Käfige, anders zu regeln. 

Es ist deshalb notwendig, hierfür prioritare 
Parameter festzulegen und gemeinsame 
Mindestanforderungen aufzustellen, um den 
bestehenden Schwierigkeiten abzuhelfen 
und ein befriedigenderes Funktionieren der 
gemeinsamen Marktorganisation insbeson­
dere hinsichtlich der Ziele des Artikels 39 
des Vertrages unter gleichzeitiger Berück­
sichtigung der Erfordernisse des Tier­
schutzes zu ermöglichen." 

II — Schriftliches Verfahren und Anträge 
der Parteien 

1. Die Klageschrift des Vereinigten König­
reichs ist am 29. Mai 1986 in das Register 
der Kanzlei des Gerichtshofes eingetragen 
worden. 

2. Mit Beschluß vom 15. Oktober 1986 hat 
der Gerichtshof die Kommission der Euro­
päischen Gemeinschaften als Streithelferin 
zur Unterstützung der Anträge des Beklag­
ten zugelassen. 

3. Das Vereinigte Königreich beantragt, 

— die Richtlinie 86/113/EWG des Rates 
vom 25. März 1986 zur Festsetzung von 
Mindestanforderungen zum Schutz von 
Legehennen in Käfigbatteriehaltung für 
nichtig zu erklären und 

— dem Rat die Kosten aufzuerlegen. 

4. Der Rat beantragt, 

— die Klage als unbegründet abzuweisen 
und 

— dem Kläger die Kosten aufzuerlegen. 
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5. Die Kommission als Streithelferin bean­
tragt, 

— die Klage als unbegründet abzuweisen, 

— dem Kläger die Kosten der Streithilfe 
aufzuerlegen. 

6. Der Gerichtshof hat auf Bericht des Be­
richterstatters nach Anhörung des General­
anwalts beschlossen, die mündliche Ver­
handlung ohne vorherige Beweisaufnahme 
zu eröffnen. 

III — Vorbringen der Beteiligten 

1. Das Recbtsschutzinteresse des Klägers 

a) Der Rat bezweifelt das Rechtsschutzin­
teresse des Klägers an der Nichtigerklärung 
der Richtlinie wegen Formfehlers. Das Ver­
einigte Königreich räume in seiner Klage­
schrift selbst ein, daß es das Ziel der Richtli­
nie unterstütze und keinen Zweifel habe, 
daß der Rat im Falle der Nichtigerklärung 
eine neue Richtlinie erlassen werde. Der Rat 
verweist hierzu auf das Urteil vom 6. Juli 
1983 in der Rechtssache 117/81 (Geist, Slg. 
1983, 2191), mit dem der Gerichtshof ent­
schieden habe, daß ein Kläger dann kein be­
rechtigtes Interesse an der Aufhebung eines 
Rechtsakts habe, wenn diese „Aufhebung ... 
nur zum Erlaß einer neuen Entscheidung 
führen [könnte], die inhaltlich mit der auf­
gehobenen Entscheidung identisch ist". 

b) Nach Ansicht des Vereinigten Königreichs 
verlangt Artikel 173 EWG-Vertrag nicht, 
daß die beanstandete Handlung den klagen­
den Staat beschwere, da dieser als solcher 
ein Interesse daran habe, daß die Beachtung 
des Rechts durch den Rat gewährleistet sei. 

Im vorliegenden Fall habe das Vereinigte 
Königreich ein Interesse daran, daß der Ge­
richtshof feststelle, daß der Rat den Grund­

satz verletzt habe, wonach eine Maßnahme 
auf zwei Artikel des Vertrags gestützt wer­
den müsse, wenn sie zwei verschiedene von 
diesen geregelte Ziele verfolge. Zudem dürf­
ten die Mitarbeiter des Sekretariats des Ra­
tes den Text einer Maßnahme nach Bera­
tung und Beschlußfassung des Rates nicht 
ändern. 

2. Die Rechtsgrundlage der Richtlinie 

a) Das Vereinigte Königreich macht in erster 
Linie geltend, die beanstandete Richtlinie 
sei, weil sie auf Artikel 43 EWG-Vertrag 
und nicht auch auf Artikel 100 EWG-Ver­
trag gestützt sei, unzureichend begründet im 
Sinne von Artikel 190 EWG-Vertrag. 

Die Richtlinie verfolge zwei verschiedene 
Ziele, von denen eines im Bereich der 
Agrarpolitik liege, während das andere die 
Angleichung der einzelstaatlichen Rechts­
vorschriften über den Tierschutz betreffe. 
Folglich hätte sie auf die beiden vorgenann­
ten Bestimmungen des EWG-Vertrags ge­
stützt werden müssen. Dieser Mangel sei 
deshalb besonders schwerwiegend, weil Ar­
tikel 100 Einstimmigkeit verlange, während 
Artikel 43 den Erlaß von Maßnahmen mit 
qualifizierter Mehrheit vorsehe. 

Das Vereinigte Königreich räumt ein, daß 
sich eine auf der Grundlage eines Vertrags­
artikels erlassene Maßnahme auf eine durch 
einen anderen Artikel geregelte Politik aus­
wirken könne, verwirft jedoch die Möglich­
keit, das Kriterium eines „Hauptzwecks" 
anzuwenden, um eine einzige Rechtsgrund­
lage für eine Handlung des Rates festzule­
gen. Ein solches Kriterium sei untauglich, 
da viele Maßnahmen zwei wesentliche Ziele 
hätten, von denen sich nicht leicht eines als 
der „Hauptzweck" identifizieren lasse. 
Durch die Anwendung dieses Kriteriums lie­
ßen sich zudem leicht die Garantien umge­
hen, die die Verträge enthielten, nach denen 
für bestimmte Maßnahmen ein besonderes 
Verfahren vorgesehen sei. 
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Da die streitige Richtlinie eindeutig dem 
Zweck dienen solle, unter anderem die An-
gleichung der Rechtsvorschriften der Mit­
gliedstaaten sicherzustellen, hätte sie auch 
auf Artikel 100 EWG-Vertrag gestützt wer­
den und den Verfahrenserfordernissen die­
ses Artikels entsprechen müssen. Aus den 
Begründungserwägungen und den Bestim­
mungen der Richtlinie gehe deutlich hervor, 
daß sie im Interesse des Wohlbefindens der 
Tiere die Mindestanforderungen an die Kä­
figbatterien festlegen solle. 

Eine Maßnahme falle nicht schon deshalb 
unter Artikel 43, weil sie ein landwirtschaft­
liches Erzeugnis betreffe, sondern nur dann, 
wenn sie der Ausarbeitung oder der Durch­
führung der Agrarpolitik dienen solle, deren 
Ziele in Artikel 39 Absatz 1 EWG-Vertrag 
niedergelegt seien. Die beanstandete Richtli­
nie verfolge jedoch nicht die Ziele dieses 
Artikels. 

Das wesentliche Ziel der Richtlinie sei die 
Anglėichung der Rechtsvorschriften der 
Mitgliedstaaten über das Wohlbefinden von 
Tieren. Das ergebe sich deutlich aus den 
Vorarbeiten zu der Richtlinie, die vom Geist 
des Übereinkommens zum Schutz von Tie­
ren in landwirtschaftlichen Tierhaltungen 
geprägt gewesen sei, dessen Ziele eindeutig 
nichts mit den Zielen von Artikel 43 EWG-
Vertrag zu tun hätten. Die Änderungen, die 
das Generalsekretariat des Rates an der 
endgültigen Fassung der Richtlinie vorge­
nommen habe, versuchten diesen Zusam­
menhang zu verschleiern. 

Außerdem sei in den Begründungserwägun­
gen des Beschlusses 78/923/EWG festge­
stellt worden, daß der Tierschutz als solcher 
nicht zu den Zielen der Gemeinschaft ge­
höre, daß sich jedoch die einzelstaatlichen 
Rechtsvorschriften mittelbar auf das Funk­
tionieren des Gemeinsamen Marktes auswir­
ken könnten. Folglich sei dieser Beschluß 
sowohl auf Artikel 43 als auch auf Artikel 
100 gestützt worden; diese Schlußfolgerung 

habe der Gerichtshof mit dem Urteil in den 
verbundenen Rechtssachen 141 bis 143/81 
(Holdijk, Sig. 1982, 1299) bestätigt, in dem 
er festgestellt habe, daß der Schutz von Tie­
ren in landwirtschaftlichen Tierhaltungen 
nicht unter Artikel 40 EWG-Vertrag falle. 

Die Entschließung des Rates vom 22. Juli 
1980 wie auch die Stellungnahme des Wirt­
schafts- und Sozialausschusses und die Ent­
schließung des Europäischen Parlaments 
zeigten ebenfalls, daß es der eigentliche 
Zweck der Richtlinie sei, übermäßiges und 
unnötiges Leiden des Geflügels zu verhin­
dern. 

Schließlich macht das Vereinigte Königreich 
geltend, das Vorgehen des Rates im vorlie­
genden Fall stelle eine Änderung seiner bis 
zum Dezember 1985 verfolgten Politik dar, 
die darin bestanden habe, Richtlinien in 
gleichartigen Fällen selbst dann sowohl auf 
Artikel 43 als auch auf Artikel 100 EWG-
Vertrag zu stützen, wenn die Kommission 
in ihrem Vorschlag nur auf Artikel 43 Be­
zug genommen habe. Das Vereinigte Kö­
nigreich nennt in diesem Zusammenhang 
mehrere Richtlinien aus dem Pflanzen­
schutz-, Veterinär- und Nahrungsmittelbe­
reich, die auf Artikel 43 und 100 gestützt 
worden seien. 

b) Der Rat führt, unterstützt von der Kom­
mission, aus, Artikel 43 EWG-Vertrag sei 
geeignete und ausreichende Rechtsgrund­
lage für die beanstandete Richtlinie. Zwar 
sei die Richtlinie zum Teil eine Anglei-
chungsmaßnahme, doch führe jede gemein­
same Politik in der Regel zu einer Anglėi­
chung der Rechtsvorschriften. 

Als subsidiäre Auffangbestimmung sei Arti­
kel 100 EWG-Vertrag nur anwendbar, 
wenn eine besondere Bestimmung für den 
Erlaß von Richtlinien fehle. Im vorliegenden 
Fall erlaube Artikel 43 den Erlaß aller Maß­
nahmen, die zur Durchführung der Ge­
meinsamen Agrarpolitik erforderlich seien. 
Folglich müsse ein Rechtsakt, mit dessen 
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Erlaß ein Ziel im Bereich der Landwirt­
schaft verfolgt werde oder der ein solches 
Ziel zum Hauptgegenstand habe, zwingend 
und ausschließlich auf Artikel 43 gestützt 
werden, selbst wenn das angewandte Mittel 
das der Angleichung der Rechtsvorschriften 
sei. 

Im vorliegenden Fall werde das vor allem 
betroffene Erzeugnis von den Artikeln 39 
bis 46 EWG-Vertrag erfaßt, weil es in der 
Liste im Anhang II des Vertrags enthalten 
sei. Außerdem ergebe sich aus den Begrün­
dungserwägungen und den Bestimmungen 
der Richtlinie deutlich, daß sie die verschie­
denen in Artikel 39 EWG-Vertrag genann­
ten Ziele betreffe. In diesem Zusammenhang 
nennt der Rat insbesondere die Steigerung 
der Produktivität der Landwirtschaft und 
die Stabilisierung des Marktes aufgrund des 
Umstands, daß die Versorgungsbedingun­
gen praktisch gleich sein würden. 

Der Rat unterstreicht ferner den Zusam­
menhang zwischen der beanstandeten Maß­
nahme und der betreffenden gemeinsamen 
Marktorganisation. Aus den Begründungs­
erwägungen der Richtlinie in ihrer bekannt­
gegebenen Fassung wie auch in der Fassung 
des Dokuments 11489/85 ergebe sich, daß 
diese zu dem Zweck erlassen worden sei, 
ein befriedigendes Funktionieren der ge­
meinsamen Marktorganisation für Eier zu 
ermöglichen, die mit der Verordnung Nr. 
2771/75 vom 29. Oktober 1975 (ABl. 
L 282, S. 49) geschaffen worden sei. Insbe­
sondere sei auf Wettbewerbsverzerrungen 
hingewiesen worden, die das reibungslose 
Funktionieren der gemeinsamen Marktorga­
nisation beeinträchtigen könnten. 

Der Rat räumt ein, daß das Wohlbefinden 
von Tieren weder ein Ziel von Artikel 39 
noch von Artikel 100 EWG-Vertrag sei. 
Gleichwohl müsse dieser Aspekt als Ergän­
zung der angeführten Hauptziele der Ver­
ordnung angesehen werden. Entgegen dem 
Vorbringen des Klägers gehe aus dem Urteil 
des Gerichtshofes in den Rechtssachen 141 
bis 143/81 (Holdijk) hervor, daß das Wohl­

befinden von Tieren nicht unabhängig von 
den allgemeinen Regeln über den freien 
Warenverkehr oder die gemeinsame Markt­
organisation gesehen werden könne. 

Auch die Vorarbeiten ließen erkennen, daß 
die Richtlinie die Ziele des Artikels 39 ver­
folge. Den politischen Anstoß habe die Ent­
schließung des Rates vom 22. Juli 1980 ge­
geben, in der hervorgehoben werde, daß 
die einzelstaatlichen Rechtsvorschriften 
„die Wettbewerbsbedingungen verfälschen" 
könnten. 

Die Bezugnahme auf das Europäische Über­
einkommen zum Schutz von Tieren in land­
wirtschaftlichen Tierhaltungen in den Be­
gründungserwägungen des von der Kom­
mission vorgelegten Entwurfs und der Fas­
sung des Dokuments 11489/85 sei rein de­
klaratorischer Art; es könne keine Rede da­
von sein, daß die Richtlinie vom Geist dieses 
Übereinkommens beeinflußt sei. 

Jedenfalls müsse jede Handlung der Ge­
meinschaft für sich allein und anhand der 
mit ihr verfolgten Ziele ohne Bezugnahme 
auf andere Instrumente beurteilt werden. 

Zur angeblichen Änderung seiner Politik 
führt der Rat aus, die vom Kläger angeführ­
ten Richtlinien seien sowohl auf Artikel 43 
als auch auf Artikel 100 gestützt worden, 
nachdem einstimmig beschlossen worden 
sei, die von der Kommission vorgeschlagene 
Rechtsgrundlage, nämlich nur Artikel 43, zu 
ändern. Diese Praxis gehe auf einen politi­
schen Kompromiß zurück, der 1964 wegen 
unterschiedlicher politischer Auffassungen 
in der Frage der geeigneten Rechtsgrund­
lage bestimmter Vorschriften vom Rat ge­
schlossen worden sei. Aus der entsprechen­
den Erklärung (Anlage II zur Gegenerwide­
rung) gehe jedoch deutlich hervor, daß dies 
das zukünftige Handeln des Rates nicht 
präjudiziert habe. 

Ein solcher politischer Kompromiß habe im 
vorliegenden Fall nicht erzielt werden kön­
nen, und der Rat habe mit qualifizierter 
Mehrheit beschlossen, der von der Kommis-
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sion vorgeschlagenen Rechtsgrundlage zu­
zustimmen. 

c) Die Kommission unterstützt den Rat in 
der Frage der geeigneten Rechtsgrundlage 
mit im wesentlichen gleichartigen Argumen­
ten. Die Richtlinie verfolge die Ziele des Ar­
tikels 39 EWG-Vertrag, insbesondere die 
Verhinderung von Wettbewerbsverzerrun­
gen auf dem Geflügel- und Eiermarkt. Sol­
che Verzerrungen seien die Folge der unter­
schiedlichen Bedingungen der Tierhaltung 
in den Mitgliedstaaten, die zu niedrigeren 
Gestehungspreisen für die Erzeuger führten, 
die enge Käfige verwendeten. Obwohl das 
Wohlbefinden der Tiere als solches kein 
Gemeinschaftsziel sei, müßten die Gemein­
schaftsorgane diesem Gesichtspunkt beim 
Erlaß von Maßnahmen zur Vervollständi­
gung der gemeinsamen Organisation der 
Agrarmärkte und der Gewährleistung des 
freien Warenverkehrs unter fairen Wettbe­
werbsbedingungen Rechnung tragen. 

Im übrigen sei der freie Warenverkehr nicht 
nur in Artikel EWG-Vertrag vorgesehen. Im 
Agrarbereich sei Artikel 43 die geeignete 
Rechtsgrundlage für alle Maßnahmen be­
treffend die gemeinsame Marktorganisation. 
Die Kommission führt in diesem Zusam­
menhang mehrere Beispiele von nur auf Ar­
tikel 43 gestützten Richtlinien an, die ähnli­
che Ziele wie die hier in Rede stehenden be­
träfen. 

3. Verfahrensfehler 

a) Das Vereinigte Königreich trägt vor, die 
beanstandete Richtlinie sei für nichtig zu er­
klären, weil sie von dem Text abweiche, der 
dem Rat zur Prüfung vorgelegen habe. 

Die Bediensteten des Sekretariats des Rates 
seien nicht befugt, einen Text zu ändern, 
über den im Rat abgestimmt worden sei, es 

sei denn, es handele sich nur um typogra­
phische oder syntaktische Korrekturen. Im 
vorliegenden Fall seien die Unterschiede 
zwischen dem vom Rat geprüften Entwurf 
und dem den Mitgliedstaaten bekanntgege­
benen Text zu erheblich und schwerwie­
gend, als daß sie als bloße Berichtigungen 
dieser Art anzusehen seien. 

Der Rat räume ein, daß die Bediensteten 
seines Sekretariats eine Bezugnahme auf Ar­
tikel 42 EWG-Vertrag, die vom Rat nicht 
erörtert worden sei, und eine Bezugnahme 
auf die gemeinsamen Marktorganisation für 
Eier hinzugefügt hätten. Er räume auch ein, 
daß seine Bediensteten den Hinweis auf das 
Europäische Übereinkommen zum Schutz 
von Tieren in landwirtschaftlichen Tierhal­
tungen und die Erwägung gestrichen haben, 
daß die Richtlinie der „erste Schritt" zur 
Aufstellung „gemeinsamer Mindestanforde­
rungen für alle intensiven Haltungssysteme" 
sei. Diese Änderungen seien eindeutig dazu 
bestimmt, den Umstand zu verschleiern, daß 
der Rat die beanstandete Richtlinie als er­
sten Schritt zur Aufstellung von Normen er­
lassen habe, die dem genannten Überein­
kommen entsprächen. 

Diese Änderungen seien nicht schon deshalb 
zulässig, weil sie nur die Präambel und nicht 
die Bestimmungen der Richtlinie beträfen. 
Der Rat selbst habe nämlich hervorgehoben, 
daß sich die Präambel auf die Auslegung 
und das Verständnis der Richtlinie auswirke 
und daß deren Gültigkeit zum Teil von ih­
rer Präambel abhänge. Es sei widersprüch­
lich, gleichzeitig zu behaupten, daß diese 
Änderungen rein formaler Art seien. 

b) Nach Auffassung des Rates ist die Richt­
linie, was die Abfassung ihrer Präambel an­
geht, nicht mit einem Formfehler behaftet. 
Richtig sei, daß der Text, der dem Verei­
nigten Königreich bekanntgegeben und im 
Amtsblatt veröffentlicht worden sei, eine zu-
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sätzliche Bezugnahme auf Artikel 42 und 
eine geringfügige Änderung des Wortlauts 
einiger Begründungserwägungen enthalte. 
Die Bediensteten des Rates verfügten jedoch 
insoweit über einen gewissen Ermessens­
spielraum, um die Beachtung der Absichten 
des Autors sicherzustellen; die Grenzen die­
ses Ermessensspielraums seien im vorliegen­
den Fall gewahrt worden. 

Die in Rede stehenden Änderungen berühr­
ten nicht den Inhalt der Richtlinie, sondern 
seien rein formaler Art und dienten dazu, 
die Absichten des Urhebers des Rechtsakts 
deutlicher und genauer zum Ausdruck zu 
bringen, damit die bekanntgegebene Rege­
lung rechtlich korrekt und kohärent sei. 

Die Aufnahme von Artikel 42 sei im Hin­
blick darauf gerechtfertigt gewesen, daß in 
die Richtlinie einstimmig der Artikel 10 ein­
gefügt worden sei, der einzelstaatliche Bei­
hilfen zulasse. Die Bezugnahme auf Artikel 
42 habe jedoch nur deklaratorischen Cha­
rakter und berühre deshalb nicht die Ver­
fahrenserfordernisse, die an die beanstan­
dete Maßnahme zu stellen seien. Artikel 43 
bleibe die alleinige Rechtsgrundlage der be­
anstandeten Maßnahme. 

Was die Änderung bestimmter Begrün­
dungserwägungen angeht, verweist der Rat 
auf das Urteil vom 30. September 1982 in 
der Rechtssache 114/81 (Tunnel Refineries, 
Sig. 1982, 3189), in dem der Gerichtshof 
festgestellt habe, daß die Begründung „der 
Rechtsnatur des betreffenden Rechtsakts an­
gepaßt sein" und „die Überlegungen der 

Gemeinschaftsbehörde ... klar und unzwei­
deutig erkennen lassen" müsse. Gerade um 
diesem Erfordernis zu entsprechen, habe 
man die Formulierung einiger Begründungs­
erwägungen geringfügig geändert. 

Im übrigen sei der beim Kläger mög­
licherweise bestehende Eindruck, daß die 
Richtlinie im Hinblick auf die Durchfüh­
rung der Gemeinsamen Agrarpolitik erarbei­
tet worden sei, nicht vom Generalsekretariat 
des Rates, sondern von den am 25. März 
1986 zusammengekommenen Ministern ge­
schaffen worden, die es für richtig gehalten 
hätten, die Richtlinie nur auf der Grundlage 
von Artikel 43 EWG-Vertrag zu erlassen. 
Aus diesem Grund sei der Rat selbst in Aus­
übung seines politischen Ermessens der An­
sicht gewesen, daß mit den Bestimmungen 
der Richtlinie im wesentlichen ein Ziel im 
Bereich der Landwirtschaft verfolgt werde. 

Im übrigen sei für das Verständnis der ge­
samten Richtlinie nicht die erste, sondern 
die dritte Begründungserwägung entschei­
dend. Diese Begründungserwägung sei nur 
geringfügig korrigiert worden. Die Strei­
chung des Hinweises, daß die Richtlinie der 
„erste Schritt" zur Aufstellung „gemeinsa­
mer Mindestanforderungen für alle intensi­
ven Haltungssysteme" sei, habe nichts We­
sentliches beseitigt und stelle eine bloße Ab­
sichtserklärung dar. 

U. Everling 
Berichterstatter 
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